
Die Schwäche der konkreten Leitungstätigkeit zeigte 
sich auch daran, daß die Entwicklung des Erfahrungs- 
austauschs zwischen den Justizorganen Jena-Stadt und 
Gera-Stadt nur ungenügend unterstützt worden ist. Die 
Justizverwaltung hat bei der Festlegung des Programms 
des Erfahrungsaustauschs, der im Rahmen eines Lei­
stungsvergleichs der Staatsorgane von Jena und Gera 
durchgeführt wird, mitgewirkt. Das ist anzuerkennen. 
Aber darüber hinaus mußte kontrolliert werden, wie 
die Gerichte den Erfahrungsaustausch durchführen. Es 
geht ja darum, daß die Beteiligten Initiative entwickeln, 
ihre Arbeit verändern und sich dabei gleichzeitig sozia­
listische Hilfe leisten.

Die Durchsetzung der vorausschauend planenden 
Rechtsprechung in den Kreisen hängt außer von der 
Justizverwaltung auch in bedeutendem Maße von der 
Arbeit der Rechtsmittelsenate des Bezirksgerichts ab. 
Das Bezirksgericht vermag im Weg der Rechtsmittel- 
entscheidungen — und auch durch die erstinstanzliche 
Entscheidung von Schwerpunktverfahren — großen 
Einfluß auf die Qualität der Entscheidungen der Kreis­
gerichte auszuüben. Wenn Streits auf die Problematik 
solcher Entscheidungen hinweist, die in ihrer Aussage 
schwach sind und kein wesentliches moralisches und 
gesellschaftlich-politisches Gewicht haben, so hängt 
das Vorhandensein solcher Entscheidungen stark von 
der Qualität der Arbeit des Bezirksgerichts ab. Sind 
die Rechtsmittelentscheidungen des Bezirksgerichts 
reine Fallentscheidungen, beschränken sie sich auf das 
Rechtsproblem, so werden auch die Kreisgerichte über­
wiegend im gleichen Fehler verharren. Kritisiert jedoch 
das Bezirksgericht die Entscheidungen der Kreis­
gerichte vor allem unter dem Gesichtspunkt, ob die 
gesellschaftlichen Zusammenhänge herausgearbeitet und 
die Ursachen der Straftat aufgedeckt sind, ob die Volks­
massen zur Bekämpfung dieser Ursachen mobilisiert 
werden, ob die moralische Verurteilung der Tat des 
Angeklagten herausgearbeitet wird, ob die richtigen 
Maßnahmen zur Urteilsauswertung in die Wege ge­
leitet sind und hierbei die mobilisierende Rolle der 
Volksvertretung beachtet wird, dann müssen auch die 
Entscheidungen der Kreisgerichte immer besser den 
Anforderungen des neuen Arbeitsstils entsprechen, 
dann können sie eine wesentliche Rolle bei der Durch­
setzung der erzieherischen Rolle unseres Rechts spielen.

Die Rechtsmittelentscheidungen des Bezirksgerichts 
Gera in Strafsachen gaben bisher den Kreisgerichten 
nicht die notwendige Anleitung. Es fehlt an der erfor­
derlichen Qualität in der Arbeit des Senats. Hinzu 
kommt die wenig zielgerichtete Protestpraxis der Staats­
anwaltschaft. Die Mehrheit der Entscheidungen 2. In­
stanz in Strafsachen befaßt sich — überprüft wurde der 
Zeitraum ab September 1959 — mit Sittlichkeitsdelikten, 
Körperverletzungen, Privatklagesachen. In acht Ver­
fahren, in denen die Kreisgerichte zu Schwerpunkt­
fragen Stellung nehmen mußten, kam der Senat zu 
reinen Fallentscheidungen. Breit wird aus dem erst­
instanzlichen Urteil der Sachverhalt und das Rechts­
mittelvorbringen wiedergegeben. Die eigentlichen Ent­
scheidungsgründe, die Auseinandersetzung mit dem 
erstinstanzlichen Urteil, sind dagegen sehr knapp ge­
halten. Es fehlt die kritische Würdigung der Qualität 
des erstinstanzlichen Urteils. Der Senat gibt den Kreis­
gerichten nicht die Orientierung, wie sie an Hand des 
Einzelfalls die gesetzmäßige Entwicklung aufzeigen
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müssen und die Menschen für die Durchsetzung des 
Neuen und zur Wachsamkeit gegen den Klassengegner 
mobilisieren können.

Im Urteil gegen die Bäuerin S. vom 26. Oktober 1959 
wegen Diebstahls in einem Selbstbedienungsladen 
unterließ es der Senat, auf die Rolle der Selbstbedie­
nungsläden im sozialistischen Handel einzugehen und 
herauszuarbeiten, daß diese Form im Sektor des Han­
dels der Hebel zur Steigerung der Arbeitsproduktivität 
ist und konsequent geschützt werden muß. Das erst­
instanzliche Urteil hatte zu Diskussionen in der Be­
völkerung geführt. Deshalb durfte der Senat nicht allein 
die vom Kreisgericht angeordnete Urteilsveröffent- 
lichung im Selbstbedienungsladen bestätigen, sondern 
hätte darauf orientieren müssen, daß in Aussprachen 
mit der Bevölkerung die Rolle der Selbstbedienungs­
läden und die damit verbundene Steigerung der Arbeits­
produktivität, die Notwendigkeit der Mitarbeit der Be­
völkerung zur Lösung der Aufgaben des Handels und 
der Wachsamkeit jedes Bürgers gegen Diebstähle in 
solchen Läden hätten diskutiert werden müssen.

Im Urteil gegen den Einzelbauern E. übernimmt der 
Senat die im erstinstanzlichen Urteil des Kreisgerichts 
Jena-Land richtig herausgearbeiteten Grundsätze zum 
Schwerpunkt Brandsachen und Brandverhütung. In der 
einige Wochen später verhandelten Brandsache gegen 
den Betriebsleiter K., der fahrlässig einen Brand mit 
einem Schaden von 300 000 DM verschuldete, geht das 
Bezirksgericht nicht auf die volkswirtschaftlichen Zu­
sammenhänge der Brandsache ein. Es handelte sich um 
ein Spanplattenwerk, einen wichtigen Zulieferbetrieb 
für die Möbelindustrie im Kreis Zeulenroda. Außer 
dem hohen direkten Schaden war noch bedeutender 
volkswirtschaftlicher Schaden durch Produktionsausfall 
entstanden. Auf diese Zusammenhänge geht der Senat 
nicht ein und befaßt sich auch nicht mit der Frage, 
wie gerade aus diesem Verfahren mit seinem hohen 
Schaden Lehren für die noch wirksamere Brandver­
hütung bei solchen feuergefährdeten Betrieben gezogen 
werden können. Wie ist das Verfahren vom Gericht 
ausgewertet worden und wie ist es in die Leitungstätig­
keit der örtlichen Organe eingegangen? Waren die 
Brandschutzkontrollen ausreichend? Diese und weitere 
Fragen bleiben unberührt. Dafür befaßt sich der Senat 
sehr breit mit der Frage, ob bewußte oder unbewußte 
Fahrlässigkeit des Angeklagten vorliegt, und mindert 
dann, weil der Angeklagte als Betriebsleiter eines halb­
staatlichen Betriebes schon durch Vermögensschaden 
schwer betroffen sei und auch gewisse Maßnahmen zur 
Brandverhütung getroffen habe, das kreisgerichtliche 
Urteil von einem Jahr Gefängnis bedingt auf sechs 
Monate Gefängnis bedingt. Das Kreisgericht hatte den 
relativ geringen Grad des Verschuldens und die posi­
tiven Seiten des Angeklagten schon durch die Anwen­
dung des § 1 StEG gewürdigt. Durch die vom Senat 
vorgenommene Herabsetzung der Strafe wird nunmehr 
die subjektive Seite gegenüber dem hohen volkswirt­
schaftlichen Schaden überbetont.

Die stärkere Wirksamkeit der Anleitung der Bezirks­
justizorgane auf die Rechtsprechung wird gesichert, 
wenn sich die planmäßige Zusammenarbeit sowohl der 
Bezirksjustizorgane untereinander als auch mit den 
örtlichen Organen gefestigt hat, wenn eine konkrete 
Anleitung unmittelbar in den Kreisen verwirklicht 
wird und die Entscheidungen des Bezirksgerichts bei­
spielhaft für alle Kreisgerichte sind und sich kritisch 
mit diesen auseinandersetzen.
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